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1 Textliche Festsetzungen

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Sondergebiet Photovoltaik (§ 11 Abs. 2 BauNVO)

Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik“ sind fol-
gende bauliche Anlagen und Nutzungen zulässig:

1. Freiflächen-Photovoltaikanlagen (Modultische mit Solarmodulen),
2. Dem Nutzungszweck zugeordnete technische Nebenanlagen (z.B. Wechselrichter oder

Wechselrichterbänke sowie Transformatorenstationen) und sonstige Nebenanlagen
(z.B. Einfriedungen und Anlagen zum Brandschutz sowie zum Monitoring),

3. Zufahrten, Stellplätze, Fahrgassen, Baustraßen und Wartungsflächen,
4. Ober- und unterirdische Leitungen und Verkabelungen,
5. Temporäre Baustelleneinrichtungsflächen.

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.2.1 Grundflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 BauNVO)

Für das Sondergebiet wird eine Grundflächenzahl von 0,8 als Höchstmaß festgesetzt. Die
Größe der anzusetzenden Grundfläche der durch die Solarmodule entstehenden Überde-
ckung des Baugrundstückes ist nach deren Außenmaßen als senkrechte Projektion auf das
Baugrundstück zu bestimmen.

1.2.2 Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 BauNVO)

Die maximale Grundfläche für befestigte Zufahrten, Stellplätze, Fahrgassen, Baustraßen
und Wartungsflächen innerhalb des Sondergebietes beträgt insgesamt 2.700 m2. Für Trans-
formatorenstationen ist eine maximale Grundfläche von insgesamt 70 m2 zulässig; im Übri-
gen gilt für technische und sonstige Nebenanlagen eine maximale Grundfläche von insge-
samt 30 m2. Temporäre Baustelleneinrichtungsflächen sind bis zu einer Größe von insge-
samt maximal 4.000 m² zulässig.

1.3 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 Abs. 1 BauNVO)

1.3.1 Für die Modultische wird eine maximale Höhe von 4,0 m über der natürlichen Geländeober-
fläche festgesetzt. Für technische und sonstige Nebenanlagen, mit Ausnahme von Einfrie-
dungen, ist eine maximale Höhe von 4,0 m über der natürlichen Geländeoberfläche zulässig.

1.3.2 Für Antennen und Kameramasten gilt eine maximale Höhe von 8,0 m über der natürlichen
Geländeoberfläche.

1.3.3 Der Mindestabstand zwischen den Solarmodulen auf den Modultischen und der Gelände-
oberfläche beträgt im Mittel 0,80 m.
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1.4 Zulässigkeit von Stellplätzen und Nebenanlagen (§§ 12 und 14 BauNVO i.V.m. § 23
Abs. 5 BauNVO)

Technische und sonstige Nebenanlagen sowie Zufahrten, Stellplätze, Fahrgassen, Baustra-
ßen und Wartungsflächen sowie temporäre Baustelleneinrichtungsflächen sind innerhalb
und außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

1.5 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Die Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft mit dem Entwicklungsziel „Extensivgrünland“ sind durch eine zweischürige
Mahd oder Beweidung als Extensivgrünland zu entwickeln. Für die Neuanlage des Grün-
lands ist regionaltypisches Saatgut zu verwenden.

1.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

1.6.1 Zufahrten, Stellplätze, Fahrgassen, Baustraßen und Wartungsflächen sowie temporäre
Baustelleneinrichtungsflächen sind in wasserdurchlässiger Bauweise herzustellen.

1.6.2 Die Modultische für die Solarmodule sind, mit Ausnahme von Einzel-, Punkt- und Köcher-
fundamenten, ohne eine flächenhafte Versiegelung des Bodens innerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen zu errichten.

1.6.3 Mindestens 70 % der Flächen innerhalb des Sondergebietes sind, auch unterhalb der Solar-
module, durch eine zweischürige Mahd oder angepasste Beweidung als extensives Grün-
land zu entwickeln. Für die Neuanlage des Grünlands auf bislang als Acker genutzten Flä-
chen ist regionaltypisches Saatgut zu verwenden. Die übrigen Grundstücksflächen sind, so-
weit sie nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden, als Grünflächen an-
zulegen und zu pflegen.

1.7 Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b
BauGB)

Zum Erhalt festgesetzte Bäume, Sträucher und sonstige Bepflanzungen sind fachgerecht zu
pflegen und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang sind gleichartige Ersatzpflanzungen vorzu-
nehmen.
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2 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften
(Satzung gemäß § 91 Abs. 1 und 3 HBO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB)

Einfriedungen (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO)

Zulässig sind ausschließlich offene Einfriedungen, z.B. aus Drahtgeflecht oder Stabgitter, bis
zu einer Höhe von maximal 2,5 m über der natürlichen Geländeoberfläche zuzüglich
Übersteigschutz. Ein Mindestbodenabstand von im Mittel 0,15 m ist zu gewährleisten. Mau-
ern sowie Mauer- und Betonsockel sind unzulässig. Punktfundamente sind ausnahmsweise
zulässig, wenn die Bodenbeschaffenheit dies im Einzelfall erfordert.

3 Hinweise und nachrichtliche Übernahmen

3.1 Bodendenkmäler

Werden bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt, so ist dies dem Landesamt für Denkmal-
pflege Hessen (hessenArchäologie) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich
anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige
im unveränderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhal-
tung des Fundes zu schützen (§ 21 HDSchG).

3.2 Vorsorgender und nachsorgender Bodenschutz

3.2.1 Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen
anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist gemäß § 202 BauGB in
nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.

3.2.2 Bei der Planung und Durchführung sind die fachlichen Anforderungen insbesondere der DIN-
Vorschriften DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben“,
DIN 18915 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“ und DIN 19731 „Bo-
denbeschaffenheit – Verwertung von Bodenmaterial“ zu beachten.

3.2.3 Werden bei der Durchführung von Erdarbeiten Bodenverunreinigungen oder sonstige Beein-
trächtigungen festgestellt, von denen eine Gefährdung für Mensch und Umwelt ausgehen
kann, sind umgehend die zuständigen Behörden zu informieren.

3.3 EU-Vogelschutzgebiet

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich teilweise innerhalb des
EU-Vogelschutzgebiets Nr. 5022-401 „Knüll“.
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3.4 Artenschutzrechtliche Vorgaben und Hinweise

Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes des § 44 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) sind zu beachten. Zur Vermeidung der Zerstörung oder Beschädigung von Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten (vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 13
und 14 BNatSchG) sind insbesondere,

a) Baumaßnahmen, die zu einer Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten ge-
schützter Vogelarten führen können, außerhalb der Brutzeit durchzuführen,

b) Bestandsgebäude vor Durchführung von Bau- oder Änderungsmaßnahmen daraufhin zu
kontrollieren, ob geschützte Tierarten anwesend sind,

c) Gehölzrückschnitte und -rodungen außerhalb der Brut- und Setzzeit (01.03. bis 30.09.)
durchzuführen,

d) Gebäude außerhalb der Brutzeit (01.03. bis 30.09.) vor Beginn von Abrissarbeiten durch
einen Fachgutachter auf überwinternde Arten zu überprüfen.

Bei abweichender Vorgehensweise ist die Untere Naturschutzbehörde vorab zu informieren.
Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Ausnahme nach § 45
Abs. 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehörde
zu beantragen.

3.5 Hinweise zur Eingriffsminimierung

Für die Außenbeleuchtung sind ausschließlich Leuchtmittel mit einer Farbtemperatur von
maximal 3.000 Kelvin (warmweiße Lichtfarbe) zu verwenden. Licht soll nur dann eingeschal-
tet sein, wenn es benötigt wird und ist außerhalb der Nutzungszeit zu dimmen oder abzu-
schalten. Künstliches Licht darf nur dorthin strahlen, wo es unbedingt nötig ist. Zur Vermei-
dung ungerichteter Abstrahlung sind daher vollabgeschirmte Leuchten einzusetzen, die nur
unterhalb der Horizontalen abstrahlen und die im installierten Zustand kein Licht horizontal
oder nach oben abstrahlen. Im Übrigen wird auf die einschlägigen Regelungen des § 35
Hessisches Gesetz zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft (Hessisches Na-
turschutzgesetz – HeNatG) verwiesen.


